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Eine „Zeitenwende“ für die Europäische 
Rohstoffpolitik?                                                                  
Möglichkeiten und Grenzen in der 
Rohstoffdiversifizierung am Beispiel des „European 
Critical Raw Materials Act" 
 ABSTRACT 

Die seit dem Ende des Kalten Krieges bestehende Hoffnung auf eine multilaterale, regelbasierte 
Weltordnung scheint vielerorts einer pessimistischeren Realitätswahrnehmung gewichen. In 
Europa ist vor dem Hintergrund der zurückliegenden Krisen die Erkenntnis gewonnen worden, 
dass man mit veränderten sicherheits- und geopolitischen Herausforderungen konfrontiert ist. In 
einer Zeit der globalen Umbrüche wird daher immer häufiger auf das facettenreiche Konzept der 
„strategischen Autonomie“ rekurriert. Werden die multidimensionalen Herausforderungen der 
EU in diesem Lichte analysiert, fallen insbesondere die Abhängigkeiten auf Rohstoffmärkten auf. 
Ausgehend von der „grünen Transformation“ der europäischen Wirtschaft und des damit 
verbundenen, substanziellen Anstiegs der Nachfrage nach Rohstoffen wurde im Frühjahr 2023 der 
sogenannte „Critical Raw Materials Act“ von der Europäischen Kommission vorgestellt. Im Kern 
beabsichtigt der Gesetzesvorschlag mehr innereuropäischen Abbau, Produktion und Recycling. 
Zudem ist eine Reduzierung der einseitigen Abhängigkeiten im Rohstoffbezug vorgesehen. Nach 
dem Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens bleibt allerdings fraglich, inwieweit das Vorhaben 
zeitnah eine signifikante Wirkung auf die Versorgungssicherheit in Europa ausüben kann.  
 

SCHLAGWÖRTER 
Europäische Union, strategische Autonomie, kritische Rohstoffe, Rohstoffstrategie, Critical Raw 
Materials Act, De-risking  

EINLEITUNG 

„Unabhängig davon, ob wir über maßgeschneiderte 
Chips für die virtuelle Realität sprechen oder über 
Speicherzellen für Solaranlagen – der Zugang zu 
Rohstoffen ist entscheidend für den Erfolg unserer 
Transformation hin zu einer nachhaltigen und 
digitalen Wirtschaft. Lithium und seltene Erden 
werden bald wichtiger sein als Öl und Gas“ 
(Europäische Kommission 2022 ). 

Wie von der Präsidentin der Europäischen 
Kommission in ihrer Rede zur Lage der Union im 
September 2022 hervorgehoben, besitzen einige 
Rohstoffe eine herausragende Relevanz für die 
erfolgreiche Umsetzung zentraler politischer 
Vorhaben in Europa. Die Zukunftsaufgaben machen 
einen verlässlichen Zugang zu bestimmten 

Rohstoffgruppen unabdingbar. Obwohl sich auf den 
globalen Beschaffungsmärkten einige 
außereuropäische Staaten bereits eine nahezu 
monopolistische Marktposition gesichert haben, 
wird seitens der Kommission beabsichtigt, nicht 
„[…] erneut in Abhängigkeit zu geraten wie bei Öl 
und Gas“ (Ebd.). Nicht zuletzt die weltweite Corona-
Pandemie und der russische Angriffskrieg in der 
Ukraine haben allerdings verdeutlicht, wie abhängig 
einige Staaten der Europäischen Union von der 
Einfuhr verschiedener Energieträger, Rohstoffe und 
Güter sind. Beide Ereignisse trugen substanziell zu 
dem Erkenntnisgewinn bei, dass globale Liefer- und 
Wertschöpfungsketten zu Vulnerabilitäten neigen, 
sogar als geopolitische Druckmittel eingesetzt 
werden können. Es offenbarte sich, dass einseitige 
handelspolitische Abhängigkeiten unmittelbar zu 
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Versorgungsengpässen sowie einem verringerten 
politischen Handlungsspielraum führen können 
(Dietewich 2023: 1).  

Die aktuellen Herausforderungen der Europäischen 
Union im internationalen System erscheinen vor 
diesem Hintergrund multidimensional. Besonders 
äußere Einflüsse konfrontieren die Staaten der 
Europäischen Union vermehrt mit 
Handlungsbedarfen (Lippert/von Ondarza/Perthes 
2019: 7). Augenscheinlich ist die mit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion verbundene 
Hoffnung auf eine multilaterale, regelbasierte 
internationale Ordnung einer veränderten 
Realitätsbeschreibung   gewichen: es scheint, als 
habe auch Europa sich zu einem Austragungsort für 
Konflikte von globalen Großmächten in einer von 
geopolitischen Risiken geprägten Welt entwickelt 
(Miró 2023: 317ff).  

Heute ist daher eine Vielzahl politisierter Narrative 
in öffentlichen Debatten zu vernehmen. Besonders 
aktuell scheint die „strategische Autonomie“, 
zugleich verfügt sie aber auch über längere 
Traditionslinien im Sprachgebrauch von EU-
Vertreterinnen und Vertretern (Romanyshyn 2021; 
Lavery 2023: 339). Aufgrund der heterogenen 
Verwendungszusammenhänge scheint zunächst die 
Frage danach berechtigt, welchen Ursprung der 
Terminus besitzt und wodurch sich der 
Begriffsinhalt auszeichnet.  

Aufgrund des politikfeldübergreifenden Charakters 
der strategischen Autonomie erhalten auch 
Themenfelder jenseits der „klassischen“ 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik vermehrt 
Aufmerksamkeit. Hierzu zählen unter anderem die 
Risiken, die sich aus der Abhängigkeit beim Bezug 
bestimmter Rohstoffgruppen für die EU ergeben. Im  
zweiten Teilabschnitt dieser Arbeit steht daher die 
Frage im Mittelpunkt, wie die momentane einseitige 
Abhängigkeit auf den internationalen 
Bezugsmärkten für kritische Rohstoffe (critical raw 
materials, CRM) durch den „Critical Raw Materials 
Act“ (CRMA) reduziert werden könnte, auch wenn 
eine Evaluation erst nach dem Jahr 2030 die 
Auswirkungen umfassend bestimmen kann. Der 
CRMA soll daher auf folgende Forschungsfrage(n) 
hin untersucht werden: Wie lauten die Kernziele, die 
in der jetzigen Fassung der Verordnung erreicht 
werden sollen, wo bestehen möglicherweise 
Grenzen der Gesetzgebung und inwieweit fügt sich 
die Initiative in den übergeordneten 
Handlungsrahmen der strategischen Autonomie? 

MEHR ALS NUR EIN THEORETISCHES 
KONZEPT? EUROPA UND DIE 
“STRATEGISCHE AUTONOMIE”  

Mitunter wird die Europäische Union in einer 
„Polykrise“ gesehen (Hoffmann 2019: 69). Vielerorts 
wird die internationale Nachkriegsordnung und der 
darin etablierte regelbasierte Multilateralismus 
durch illiberale Entwicklungen, ungleichen 
internationalen Wettbewerb und geostrategische 
Rivalitäten herausgefordert (Feás/Steinberg 2023: 
339). In einigen Mitgliedstaaten hat sich vor dem 
Hintergrund der krisenhaften vergangenen Jahre die 
Präferenz für mehr außen- und 
sicherheitspolitische Selbstbestimmung verstärkt. 
Verdeutlicht wird dies unter anderem durch die 
nachhaltige Rezeption der sogenannten „Sorbonne-
Rede“ von Emmanuel Macron aus dem Jahr 2017, die 
den Weg für einen öffentlichen Diskurs über die 
zukünftige Ausgestaltung Europas ebnete 
(Französische Botschaft 2017; Lavery 2023: 338  ).  

Die Idee von mehr Handlungsfähigkeit hat 
infolgedessen auch auf die exekutive Ebene der EU 
starken Einfluss ausgeübt. So sprach 
Kommissionspräsidentin von der Leyen im Jahr 2019 
davon, eine „geopolitische Kommission“ leiten zu 
wollen (Europäische Kommission 2019). Der Hohe 
Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik 
konstatierte kurz darauf: „As EU, we face rougher 
seas and risk getting caught in the cross-currents of 
major powers telling us to ‚pick a side’” (Borrell 
2020; eigene Übersetzung). Die Europäerinnen und 
Europäer müssten daher lernen, die „language of 
power“ zu sprechen (Europäisches Parlament 2019). 
In Debatten um die zukünftige Rolle Europas im 
internationalen System wird zumeist auch auf die 
strategische Autonomie und ihren inhaltlichen 
Kern, mehr europäische Selbstbefähigung  im 
außenpolitischen Handeln, rekurriert. Es kann 
argumentiert werden, dass die Begrifflichkeit und 
das mit ihr verbundene Politikkonzept in den 
zurückliegenden Jahren eine starke Wirkung auf das 
Selbstverständnis und die Ausrichtung des 
Auswärtigen Handelns der Europäischen Union 
entfaltet hat (Beaucillon/Poli 2023: 417).  

Begriffsherkunft  

Der Rekurs auf Autonomie im Zusammenhang mit 
politischen Gestaltungsvorstellungen in Europa 
reicht bis zur Gründung der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) und 
der britisch-französischen Erklärung von Saint-
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Malo aus dem Jahr 1998 zurück. In dieser wurde 
erstmals die Vorstellung einer Europäischen 
„capacity for autonomous action” samt 
glaubwürdiger militärischer Fähigkeiten und 
politischer Entscheidungsstrukturen inhaltlich 
umrissen (UK Parliament 1999). Aus der 
Militärpolitik stammend, bezog sich der 
Autonomie-Begriff ursprünglich primär auf die 
Vorstellung von internationalem 
Krisenmanagement der EU in Fällen, in denen die 
USA, die NATO oder die UN unwillig gewesen wären 
zu intervenieren (Romanyshyn 2021). Bedingt durch 
kriegerische Konflikte in Europa und der 
ausbleibenden eigenständigen Intervention der EU 
wurde eine Erweiterung des sicherheitspolitischen 
Instrumentariums um eigene militärische 
Fähigkeiten erwogen (Kempin 2020: 979). Folglich 
einigte man sich auf der Tagung des Europäischen 
Rates im Juni 1999 auf die Einführung der ESVP . Sie 
kann als erster struktureller Niederschlag 
autonomiebestrebter Vorstellungen verstanden 
werden.   

In einem offiziellen Dokument der Europäischen 
Union wird die strategische Autonomie erstmalig im 
Dezember 2013 erwähnt (Europäischer Rat 2013: 7; 
Damen 2022: 2). Doch erst durch die Definition als 
eine „zentrale politische Ambition“ im Rahmen der 
„Global Strategy“ der Kommission aus dem Jahr 
2016 findet das Konzept eine stärkere Rezeption 
(EAD 2016: 4). Der Rat der Europäischen Union hält 
in seiner Schlussfolgerung zur Umsetzung im selben 
Jahr fest, die EU benötige die „[…] capacity to act 
when and where necessary and with partners 
wherever possible“ (Rat der Europäischen Union 
2016: 2).  

Intensiviert wurden die Bestrebungen nach mehr 
politischer Selbstbestimmung von den Krisen, die 
zuletzt auf die europäischen Staaten eingewirkt 
haben. Hierzu zählen die Wirtschafts- und 
Finanzkrise, die mit der Wahl Donald Trumps zum 
US-Präsidenten verbundene Angst vor einer Erosion 
des transatlantischen Bekenntnisses, die 
protektionistische Industriestrategie „Made in 
China 2025“ sowie der Ausbruch der Corona-
Pandemie (Lavery 2023: 339). So hielt Ratspräsident 
Charles Michel in seiner Rede auf dem Brüsseler 
Wirtschaftsforum im Jahr 2020 mit Blick auf die 
zukünftige Rolle der EU fest: „Strategische 
Autonomie Europas - das sind nicht nur Worte. Die 
strategische Unabhängigkeit Europas ist unser 
neues gemeinsames Projekt für dieses Jahrhundert“ 
(Europäischer Rat 2020a). Es zeichnet sich somit ab, 

dass die Forderung nach mehr autonomer 
Handlungsfähigkeit in Europa keine impulsive 
Reaktion auf die jüngsten Ereignisse im 
internationalen System ist. Vielmehr scheinen es 
Ereignisketten und verschiedene Prozesse gewesen 
zu sein, die in Europa den Sinn für eine Reduzierung 
externer Abhängigkeiten geschärft haben.  

Begriffsbestimmung 

Das Konzept der strategischen Autonomie 
unterliegt einer grundlegenden Ambiguität. Obwohl 
seit einigen Jahren verstärkt über die internationale 
Rolle der EU debattiert wird und mittlerweile 
verschiedene Strategiepapiere auf eine 
Operationalisierung abzielen, verbleiben häufig 
eine inhaltliche Unschärfe, abweichende 
Verwendungszusammenhänge und Uneinigkeit in 
der praktischen Umsetzung (Schwarzer 2021: 19f). 
Dies macht es zu einem „essentially contested 
concept“ für die Politikwissenschaft (Romanyshyn 
2021). Bei der Annäherung an ein 
Begriffsverständnis soll sich daher im Folgenden an 
der Definition von Lippert, von Ondarza und Perthes 
(2019: 8) orientiert werden, die strategische 
Autonomie operationalisiert wie folgt begreifen: 

„[…] die Fähigkeit, selbst außen- und 
sicherheitspolitische Prioritäten zu setzen und 
Entscheidungen zu treffen, sowie die 
institutionellen, politischen und materiellen 
Voraussetzungen, um diese in Kooperation mit 
Dritten oder, falls nötig, eigenständig umzusetzen.“  

Der Autonomie-Begriff kann in seinem Verständnis 
demzufolge in drei Ebenen unterteilt werden: Zum 
einen kann die EU nach Autonomie streben, um ein 
bestimmtes Ziel, wie die Energie- oder 
Nahrungssicherheit, zu erreichen. Zudem kann die 
EU durch ihre Fähigkeiten autonom werden, dies 
kann Policies, die Budgetierung oder die 
Gesetzgebung umfassen. Zuletzt ist Autonomie 
auch immer relativ zu einem Subjekt, respektive 
eines Akteurs. Die EU kann Autonomie also auch 
durch die Reduzierung von bestimmten Einflüssen 
generieren. Dieses Ziel kann unter anderem durch 
den Abbau einseitiger Handelsabhängigkeiten oder 
dem Aufbau eigener Verteidigungsfähigkeiten 
verfolgt werden (Fiott 2021: 9; Damen 2022: 6). 
Autonomie ist allerdings nicht gleichzusetzen mit 
Autarkie, der Bestrebung gänzlich unabhängig von 
seiner Umwelt und äußeren Einflüssen leben zu 
wollen.  
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Grundsätzlich muss angemerkt werden, dass der 
„[…] USA als weiterhin weltweit führender 
militärischer Nuklear-, See-, Luft-, Raum-, Land- 
und Cybermacht“ (Meyer zum Felde 2019: 192) 
mittelfristig eine entscheidende Rolle für die 
(militärische) Sicherheit in Europa zukommen wird. 
Ohne die Abmilderung der Angewiesenheit auf das 
transatlantische Bündnis kann es aber zeitnah wohl 
keine umfassende Autonomie der EU geben 
(Lübkemeier 2020: 34f). Dies ist ein wichtiges 
Spannungsverhältnis. Unabhängig von der Frage, 
wie realistisch eine autonome europäische 
Verteidigung in der nahen Zukunft erscheint, kann 
jedoch ebenfalls beobachtet werden, dass sich in den 
vergangenen Jahren die Begriffsbedeutung und das 
Problemverständnis deutlich erweitert haben.  

Jenseits des originären Politikfeldes der 
Verteidigung hat sich das Konzept sukzessive auch 
in anderen Bereichen etabliert (Damen 2022: 1-4; 
Beaucillon/Poli 2023: 419-420). Eine Reduzierung 
der Debatte und des Sicherheitsbegriffs auf eine 
transatlantische oder europäische Sichtweise auf 
militärische Fähigkeiten erscheint daher 
unterkomplex. Zunehmend wird demzufolge darauf 
abgezielt, den Autonomie-Begriff auf das Bestreben 
zu beziehen, politikfeldübergreifend gemeinsame 
Interessen durchzusetzen und die Vulnerabilität 
gegenüber auswärtigen Einflüssen in sensiblen 
Bereichen zu minimieren (Romanyshyn 2021). 
Besondere Aufmerksamkeit haben zuletzt die 
Vulnerabilitäten in der Handels- und 
Wirtschaftspolitik erhalten. Die Abhängigkeiten 
einiger Mitgliedstaaten von russischen Öl- und 
Erdgasimporten führten zu Herausforderungen für 
die politische Handlungsfähigkeit und erschwerten 
politischen Reaktionen. Es offenbarte sich die 
Multidimensionalität der Sicherheitspolitik und des 
Strebens nach strategischer Autonomie (Helwig 
2023: 7f). Als Reaktion auf diese Vulnerabilitäten 
zeichnet sich eine Umgestaltung der bisher eher 
neoliberalen europäischen Marktöffnungsstrategien 
ab (McNamara 2023: 16). Anwendung fand dies 
erstmalig in der Einigung des Europäischen Rates 
aus dem Oktober 2020, in der man sich nach langen 
Verhandlungen auf die Anwendung des Grundsatzes 
der offenen strategischen Autonomie (OSA) in der 
Handelspolitik verständigen konnte 
(Schmucker/Kober 2021: 3). 

Wenige Monate hiernach findet sich eine Definition 
der OSA in der überarbeiteten Handelsstrategie der 
Europäischen Kommission. In diesem Dokument 
wird die OSA beschrieben als „[…] die Fähigkeit der 

EU, ihre eigenen Entscheidungen zu treffen und die 
Welt um sie herum durch Führungsstärke und 
Engagement zu gestalten, wobei ihre strategischen 
Interessen und Werte zum Ausdruck kommen“ 
(Europäische Kommission 2021: 5). Die OSA betont 
demnach die wirtschaftliche Offenheit und die 
globale Zusammenarbeit. Zu ihrer Stärkung will sich 
die Kommission für die Überarbeitung des 
„regelbasierten Systems der globalen 
Handelspolitik“ einsetzen (ebd.). Zugleich wird aber 
auch beabsichtigt, die eigenen Interessen mittels 
autonomiefördernder Maßnahmen in der 
Handelspolitik zu schützen (Grimm/von Rüden 
2022: 247). Derartige Maßnahmen könnten ergriffen 
werden, um sich vor „unlauteren Handelspraktiken“ 
zu schützen und gleiche Wettbewerbsbedingungen 
einzufordern (Europäische Kommission 2021: 5). 
Kommt es durch die Marktöffnung zu substanziellen 
Gefährdungen für Versorgungsketten, sollen 
Instrumente wie die Diversifizierung von 
Bezugsquellen, der Aufbau eigener Kapazitäten in 
strategischen Feldern (Lagerbestände, Forschung, 
Fachkräfteausbildung, Produktionskapazitäten) 
sowie die Einführung wirtschaftlicher 
Schutzmechanismen ergriffen werden 
(Schmucker/Kober 2021: 4; Jacobs et al. 2022: 13). 
Obwohl die OSA unter Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträgern wegen der befürchteten 
Abkehr von der in Europa über Jahrzehnte 
praktizierten, liberalen Marktausgestaltung und 
wirtschaftlicher Nachteile für kleinere, 
exportorientierte europäische Volkswirtschaften 
umstritten ist (Miró 2023: 329f), scheint der 
Grundgedanke der OSA dennoch im politischen 
Handeln angekommen zu sein (Schmucker/Kober 
2021: ebd.). Sichtbar wird dies auch in der 
Schlussfolgerung des Europäischen Rates vom 
Oktober 2020, in welcher im Kontext der Corona-
Pandemie festgestellt wurde, dass „[…] ein zentrales 
Ziel der Union […] darin [besteht], strategische 
Autonomie zu erreichen und zugleich eine offene 
Wirtschaft zu bewahren“ (Europäischer Rat 2020b: 
1).  

Die strategische Autonomie ist somit als 
Handlungskonzept und Narrativ zu verstehen, das in 
Europa bereits seit einigen Jahren ventiliert. Seinen 
Ursprung besitzt der Begriff in der Militärpolitik, 
heute wird er aber auch zunehmend in anderen 
Feldern berücksichtigt. Trotz seiner starken 
Rezeption verbleibt in den meisten Debatten ein 
hoher Grad an konzeptioneller Unklarheit. Während 
der Kerninhalt darauf abzielt zu beschreiben, wie 
und unter welchen Bedingungen die EU, auch 
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kooperativ mit Partnerinnen und Partnern, 
selbstbestimmt agieren können sollte, entwickelt 
sich in Diskursen häufig eine thematische 
Verengung. Um das Konzept der strategischen 
Autonomie politisch umzusetzen, bedarf es aber 
eben nicht nur militärischer Schlüsselfähigkeiten 
und einer einseitigen Fokussierung auf das 
Management von Konfliktszenarien. Vielmehr 
müssen die bereits benannten Eckpunkte sorgfältig 
austariert werden, damit die EU auf internationaler 
Ebene für ihre Interessen eintreten und strittige 
Sicherheitsfragen nachhaltig beantworten kann. 

DER GLOBALE KAMPF UM DEN BEZUG VON 
KRITISCHEN ROHSTOFFEN: DIE 
NEUAUSRICHTUNG DER EUROPÄISCHEN 
ROHSTOFFPOLITIK 

Rohstoffe besitzen einen unvergleichlichen 
Stellenwert für die industriestarken europäischen 
Volkswirtschaften, denn „die Rohstoffsicherheit ist 
[…] die zentrale Voraussetzung für die Stabilität der 
gesamten wirtschaftlichen Wertschöpfungsketten“ 
(Umbach 2019: 8). Neben den energetischen 
Rohstoffen wie Erdgas, Rohöl und Kohle stehen seit 
der Veröffentlichung der „Rohstoffinitiative“ der EU 
im Jahr 2008 zunehmend auch jene Ressourcen im 
Mittelpunkt der politischen Aufmerksamkeit, die 
sich durch einzigartige Charakteristika auszeichnen 
(Dietewich 2023: 7).  

Sogenannte kritische Rohstoffe  werden heute bei 
der Produktion materialintensiver 
Hochtechnologieprodukte wie Halbleiter, Chips, 
Satelliten, Windkraft- und Photovoltaikanlagen 
oder Batterien für die Elektromobilität in 
zunehmender Menge eingesetzt. Sie besitzen durch 
ihren Nutzen für die nationale Sicherheit und den 
Erhalt der „technologisch-industriellen 
Wettbewerbsfähigkeit“ daher auch eine 
machtpolitische Dimension (Fels 2022: 310). Eine 
weltweit einheitliche Auflistung von als kritisch 
erachteten Rohstoffen existiert derzeit nicht. Die 
Kritikalität der Rohstoffe ergibt sich aus den 
jeweiligen strategischen Kalkülen der 
Nationalstaaten (ebd.: 310f). Gemein ist den CRM 
allerdings, dass ihre Eigenschaften in vielen 
Produktionsprozessen nicht oder nur unter hohem 
Kapitaleinsatz zu ersetzen sind, die 
Rückgewinnungsquote aktuell sehr niedrig ist und 
die Rohstoffpreise auf den Weltmärkten aufgrund 
multipler Faktoren kontinuierlich steigen (Lyhs 
2022: 5f). 

Die erste begriffliche Einordnung von CRM in 
Europa findet sich in einer Mitteilung der 
Kommission aus dem Jahr 2011. Im Rahmen ihrer 
dreijährlichen Aktualisierung präzisierte die 
Kommission in der Folge die Definition der 
Kritikalität von Rohstoffen. Die Einordnung basierte 
fortan auf der Grundlage der wirtschaftlichen 
Bedeutung und des Versorgungsrisikos (Dietewich 
2023: 8). Die Anzahl der gelisteten Rohstoffe hat 
sich von 2011 (14) bis 2023 (34) kontinuierlich 
gesteigert (Europäische Kommission 2023b: 1-3). 
Wie in Abbildung 1 aufgeführt, werden seit Kurzem 
17 weitere, sogenannte strategische Rohstoffe 
(strategic raw materials, SRM), ausgewiesen. Diese 
Gruppe kennzeichnet neben der unsicheren 
Versorgungslage ihre Bedeutung für die Bereiche 
der Rüstungs- und Verteidigungsindustrie sowie 
den Ausbau der Energiegewinnung durch 
Erneuerbare Energieträger (Europäische 
Kommission 2023b: 46). 

 

 

Abbildung  1: Aktuelle Kritikalitätsbewertung der 
Europäischen Kommission (noch ohne 
Statusänderung von 
Bauxit/Aluminiumoxid/Aluminium) (Quelle: EPRS 
2023: 5). 

Neben der Rohstoffinitiative (2008) und den Listen 
der kritischen Rohstoffe (2011, 2014, 2017, 2020) 
bildet der „Aktionsplan für kritische Rohstoffe“ 
(2020) bisher den Kern der Europäischen 
Rohstoffstrategie. Mit dem Aktionsplan reagierte 
die EU auf die in der Corona-Pandemie erfahrenen 
Auswirkungen von Versorgungsunsicherheiten. Der 
Aktionsplan rief das konkrete Ziel aus, die 
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Abhängigkeit der EU gegenüber Drittstaatsimporten 
zu reduzieren. Hierbei wurden die Diversifizierung 
von primären Bezugsquellen durch 
Ressourcenpartnerschaften, die Anpassung der 
europäischen Wertschöpfungsketten sowie die 
Steigerung der Ressourceneffizienz durch die 
Förderung  der Kreislaufwirtschaft inhaltlich 
umrissen (Europäische Kommission 2020a: 7, 16). 
Zusammen mit der in dem Aktionsplan skizzierten 
„Europäischen Rohstoffallianz“ und der „Raw 
Materials Investment Platform“, einem von der EU 
finanziell gefördertem internationalen Netzwerk 
von Investoren, Unternehmen, 
Forschungsinstitutionen und (staatlichen) 
Organisationen, wurde zeitgleich ein wichtiger 
Meilenstein in der Umsetzung der neuen 
Strategieschwerpunkte erreicht (Bayerlein 2022: 5).  

Die Bemühungen der Kommission verdeutlichen, 
dass die geopolitische Dimension des 
Rohstoffbezugs von größter Relevanz für die 
zukünftige strategische Ausrichtung in Europa ist. 
Ein gewichtiger Faktor hierfür ist die heute schon zu 
konstatierende Knappheit von CRM und SRM auf 
den Weltmärkten. Die OECD prognostiziert indes 
sogar ein Wachstum des weltweiten Gesamtbedarfs 
von aktuell 79 Milliarden Tonnen auf 167 Milliarden 
Tonnen im Jahr 2060 (OECD 2019: 10), wobei den 
konkreten Berechnungen jeweils unterschiedliche 
prognostizierte Bedarfsszenarien zugrunde liegen. 
Die Knappheiten resultieren aber nicht aus einer 
signifikanten Erschöpfung der globalen 
geologischen Vorkommen, denn die natürlichen 
Reserven vieler CRM und SRM könnten auch eine 
steigende Nachfrage in der absehbaren Zukunft 
bedienen (Wolf 2023: 88). Vielmehr entsteht die 
prekäre Weltmarktlage durch die vielerorts fehlende 
Wirtschaftlichkeit neuer Abbauprojekte sowie 
instabiler politischer Rahmenbedingungen in 
einigen ressourcenreichen Ländern. Das 
konzentriert die Anbieter auf eine kleine Gruppe an 
Staaten (Fels 2022: 310-311). Hinzu kommt, dass 
einzelne Staaten ihre Marktposition nicht nur durch 
den nationalen Abbau gestalten, sondern auch 
durch die Nutzung von (wettbewerbsverzerrenden) 
Kostenvorteilen in den Weiterverarbeitungsstufen 
(Wolf 2023: 89).  

Bemühungen um mehr Diversifizierung im 
Rohstoffbezug 

Begründet durch den Stellenwert von CRM und SRM 
für die europäischen Volkswirtschaften 
intensivieren sich die Bestrebungen um eine 
Rekalibrierung der Rohstoffpolitik in Europa. Zum 

einen ist die Bedeutung des Standorts Europa im 
Abbau und der Verarbeitung von CRM in den letzten 
Jahrzehnten massiv gesunken, zum anderen ist ein 
kontinuierlicher Anstieg des Rohstoffkonsums zu 
beobachten. Dies hat eine erhöhte 
Importabhängigkeit bei der Mehrzahl der CRM und 
SRM sowie bei Komponenten und 
Zwischenprodukten zur Folge (Küblböck 2023: 4).  

China ist nicht nur ein wichtiger Abbaustandort für 
CRM und SRM, sondern konnte sich auch 
entscheidende Zugänge zu Abbauprodukten aus 
anderen Drittstaaten sichern. Obwohl 
beispielsweise rund 63 Prozent des weltweit 
genutzten Kobalts in der Demokratischen Republik 
Kongo abgebaut wird, werden 60 Prozent dieses 
Anteils in China raffiniert (Europäische Kommission 
2023a: 1). Während Chile und Australien den Abbau 
von Lithium zu 77 Prozent bestreiten, werden 56 
Prozent davon in China verarbeitet (Carrara et al. 
2023: 146). China ist somit in Hinblick auf die 
multinationalen Wertschöpfungsketten als 
führender globaler Akteur zu nennen. Die 
marktmonopolistische Stellung im Abbau, der 
Produktion und Veredelung erreicht China unter 
anderem durch die nachrangige Bewertung 
umweltpolitischer Standards (Umbach 2019: 15), 
geringere Lohnkosten, den erheblichen Ausbau der 
Produktionskapazitäten im Rahmen der 
langfristigen planwirtschaftlichen Vorhaben sowie 
niedrigere Arbeits- und Sozialstandards (Fels 2022: 
317; Wolf 2023: 106). Aber auch andere Regionen 
konnten sich vorteilhafte Positionen auf den 
Weltmärkten sichern. Beispielsweise spielt 
Südafrika eine hervorgehobene Rolle für die 
weltweite Versorgung mit Platinmetallen (71 
Prozent). Russland stellt rund 40 Prozent des 
Bedarfs an Palladium. Zeitgleich kommen 92 
Prozent des weltweiten Niobiums aus Brasilien und 
67 Prozent des Berylliums aus den USA (Europäische 
Kommission 2023b: 25).  

Wie in Abbildung  2 dargestellt, werden in Europa 
aktuell nahezu 100 Prozent der seltenen schweren 
Erden und 97 Prozent des Magnesiumbedarfs aus 
China bezogen, aber auch andere CRM und SRM 
werden mehrheitlich durch China bereitgestellt. Im 
Falle der EU stammen rund 99 Prozent des Borons 
aus der Türkei und 79 Prozent des Lithiums aus 
Chile (Europäische Kommission 2023b: 28). Dieser 
kursorische Überblick verdeutlicht die starke 
räumliche Dispersion der bezogenen CRM und die 
daraus erwachsenden geopolitischen 
Herausforderungen der EU. 
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 Abbildung 2: Herkunft der EU-Importe einzelner CRM/SRM (Quelle: Europäische Kommission 2023b: 28). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der einseitige Bezug übersteigt in einigen Bereichen 
damit erheblich die Abhängigkeit gegenüber 
Russland bei Erdgasimporten, denn der russische 
Marktanteil in Europa betrug in seiner Hochphase 
im Jahr 2021 rund 53 Prozent (Europäischer Rat 
2023). Der russische Angriffskrieg hat indes 
offenbart, dass einige europäische 
Volkswirtschaften eine erhöhte Vulnerabilität für 
Erpressungsversuche aufweisen, während 
Unternehmen und private Konsumenten durch 
ausbleibende Energielieferungen und steigende 
Beschaffungspreise vor Herausforderungen gestellt 
wurden (Grimm/von Rüden 2022: 244).  

Die Nachfrage nach CRM und SRM wird zugleich von 
den klima-, energie- und umweltpolitischen 
Ambitionen in Europa angekurbelt. So sieht der von 
der Europäischen Kommission im Dezember 2019 
vorgestellte „Green Deal“ vor, den Ausstoß von 
Treibhausgasen bis 2030 um 55 Prozent zum 
Referenzjahr 1990 zu senken. Bis zum Jahr 2050 wird 
angestrebt, den Kontinent klimaneutral zu 
gestalten. Dies geht unter anderem mit der 
drastischen Reduktion von Treibhausgasemissionen 
im Verkehrssektor und dem Ausbau des Anteils 
Erneuerbarer Energien um 40 Prozent einher. Schon 
durch den Mehrbedarf der aufzubauenden Batterie- 
und Speicherkapazitäten wird eine enorme 
Steigerung der Nachfrage erwartet (Kamasa  2022: 
2).  

Am Beispiel des Lithiums bedeutet dies in Europa 
ein Wachstum des aktuellen Verbrauchs um das 
Zwölffache bis zum Jahr 2030 und um das 21-fache 
bis 2050. Im Falle von sphärischem Grafit wird eine 
ähnliche Zunahme des Verbrauchs vorhergesagt. Bei 
Platinum wird zum Referenzjahr 2020 von einem 30-
fach höheren Bedarf bis 2030 und einer 200-fachen 
Steigerung bis 2050 ausgegangen (Carrara et al. 
2023: 9). Ähnliche Steigerungsraten sind innerhalb 
und außerhalb der EU auch bei anderen CRM zu 
erwarten. Hinzu kommt die Angewiesenheit der 
Rüstungs- und Verteidigungsindustrie auf 
bestimmte SRM in der Herstellung moderner, 
hochtechnologiebasierter Rüstungsgüter (vgl. 
Girardi et al. 2023), deren Herstellung seit Kurzem 
von erhöhter sicherheitspolitischer Relevanz sind.  

Ähnliches gilt, wie in Abbildung 3 aufgeführt, für 
den Ausbau von automatisierten Fertigungs- und 
Produktionsanlagen oder im Raumfahrtsektor. 
Veranschaulicht wird hier zum einen die 
Verflechtung der verschiedenen CRM und SRM in 
Produktionsprozessen, die umfassende Bedeutung 
für zentrale Technologieprodukte und ganze 
Wirtschaftszweige als auch die Kritikalität, die sich 
für die verschiedenen Stoffe in unterschiedlichen 
Intensitäten darstellt. 

Für die EU wird durch ihre anwachsenden Bedarfe 
daher eine entscheidende Frage verbleiben, wie und 
unter welchen Maßgaben die 
Außenhandelsbeziehungen mit Drittstaaten im 
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Abbildung 3: Ausgewählte CRM/SRM und ihr Einsatz in Hochtechnologieprodukten differenziert nach den 
spezifischen Versorgungsrisiken (Quelle: Europäische Kommission 2020b: 10). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinblick auf die Versorgungssicherheit ausgestaltet 
werden. Im Einklang mit der OSA werden zukünftig 
aber wohl Bemühungen im Vordergrund stehen, die 
eigenen wirtschaftlichen Interessen stärker zu 
verfolgen und gleichzeitig einseitige 
Abhängigkeiten zu vermeiden. Ein möglicher 
Ansatz wäre es, bei der Auswahl neuer 
Handelspartner das Ausmaß der vorherrschenden 
„fragilen Staatlichkeit“  zu berücksichtigen   sowie 
die Gefahr zukünftiger Importbeschränkungen 
durch Sanktionsverhängungen. Zudem könnte auch 
die Wahrscheinlichkeit von Lieferausfällen durch 
klimawandelbedingte Katastrophen berücksichtigt 
werden (Reisch 2022: 4).  

Ein „Friendshoring“ und die alleinige Fokussierung 
auf Rohstoffbezüge aus Volkswirtschaften 
demokratischer Rechtsstaaten ist allerdings schon 
aufgrund der räumlichen Dispersion  der CRM kaum 
praktikabel. Zusätzlich können von der Aufnahme 
neuer Handelsbeziehungen auch Impulse zur 
Stabilisierung zwischenstaatlicher Beziehungen 
ausgehen (Grimm/von Rüden: 2022: 246-247). Bei 
der Ausgestaltung der Partnerschaften wird es 
demzufolge stärker auf die Ausbalancierung der 
konkreten Rohstoffpotenziale und des 
Abhängigkeitsgefälles ankommen. Zentrale 
Faktoren für das Ziel der zeitnahen Etablierung 
neuer Lieferketten können daher auch das 
Vorhandensein einer intakten 
Rohstoffinfrastruktur, umwelt- und 
sozialökonomische Aspekte und die 
wirtschaftsregulatorische Nähe zur EU sein (Wolf 
2023: 102).  

Der „Critical Raw Materials Act“: Zentrale Ziele 
und Instrumente 

Neben den Listen und dem Aktionsplan ist ein 
weiterer zentraler Baustein für die europäische 
Strategie in der Rohstoffdiversifizierung im CRMA 
auszumachen. Dieser ist wiederum Teil des 
Industrieplans für den „Green Deal“. Der 
Ankündigung des verbindlichen Rechtsakts durch 
Kommissionspräsidentin von der Leyen im Jahr 2022 
war Kritik vorangegangen, dass der eher 
unverbindliche Charakter der bisherigen 
gesetzgeberischen Bemühungen nicht der Relevanz 
der Aufgabenstellung gerecht werde (Küblböck 
2023: 11-12). Der Gesetzentwurf wurde daraufhin 
im März 2023 von der Kommission vorgestellt und 
nach längeren Verhandlungen durch die 
Zustimmung des Rates der Europäischen Union und 
des Europäischen Parlaments im Frühjahr 2024 
beschlossen. Neben einer aktualisierten Liste der 
CRM/SRM umfasst die betreffende Initiative eine 
Verordnung, die den rechtlichen Rahmen für 
größere europäische Kapazitäten schaffen soll, 
sowie eine Mitteilung, die Handlungsempfehlungen 
zur Diversifizierung von Lieferketten durch neue 
Handelsabkommen aufführt (Ebd.: 12). 

Die Verordnung  definiert vier übergeordnete Ziele, 
die bis 2030 erreicht sein sollen: (i) Die Stärkung 
europäischer Wertschöpfungsketten entlang der 
verschiedenen Prozessstufen, (ii) die 
Diversifizierung der Einfuhr von CRM, (iii) eine 
Verringerung der Risiken von 
Versorgungsunterbrechungen durch Monitoring 
und Risikomanagement und (iv) eine verbesserte 
Kreislaufwirtschaft (Europäische Kommission 2024: 
21). Für jedes der CRM/SRM wird angestrebt, bis zu 
10 Prozent des eigenen jährlichen Verbrauchs durch 
Abbau in der EU zu decken, 40 Prozent selbst zu 
verarbeiten und 25 Prozent durch 
Sekundärrohstoffe und die eigene 
Recyclingkapazität zu erwirtschaften. Zudem sollen 
bis 2030 nicht mehr als 65 Prozent der Versorgung 



Nils Langer | Eine „Zeitenwende“ für die Europäische Rohstoffpolitik?                                                                  
 

WISI ONLINE 01/2025    11 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kreislaufwirtschaft und Recycling 

Ein weiteres Kernstück des CRMA ist der Ausbau der 
bestehenden Strukturen in der Kreislaufwirtschaft. 
Grundsätzlich kann die Etablierung einer zirkulären 
Wirtschaft als ein Prozess verstanden werden, der 
auf das Schließen (Recycling von „End of Life-
Produkten“), Begrenzen (Reduzierung von 
Materialverbrauch) und Verlangsamen 
(Verlängerung von Produktlebenszyklen) des 
linearen Ressourcenflusses abzielt (Månberger 
2023: 76).  

Der Rechtsakt sieht vor, dass Mitgliedstaaten 
Abfälle mit hohem Potenzial für die Verwertung von 
CRM sammeln und zur Wiederverwertung in 
Recyclingsysteme einführen, die 
Wiederverwendung von CRM-Produkten steigern 
und mehr Sekundärrohstoffe in der Herstellung 
verwenden, gegebenenfalls auch durch 
Berücksichtigung des Rezyklatanteils bei 
Vergabekriterien von öffentlichen Aufträgen. 
Zusätzlich sollen entsprechende 
Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen nationaler 
Forschungs- und Innovationsprogramme 
aufgenommen und Arbeitskräfte mit 
Fachkompetenzen in den Kreislaufprinzipien 
ausgestattet werden (Europäische Kommission 
2023a: 44). Ab 2027 soll die Kommission zudem 
Benchmarks für das Recycling jedes SRM verbindlich 
festlegen können (EPRS 2023: 12).  

Die Kreislaufwirtschaft ist ein zentrales 
Handlungsfeld, denn gerade hier bietet sich 
Verbesserungspotenzial. Wie in Abbildung  4 
abgebildet, gilt aktuell für die Mehrheit der CRM 
und SRM, dass die Rückgewinnungsquoten 
(Recycling Input Rates) verschwindend gering sind. 
Besonders problematisch ist die einprozentige 
Rückgewinnungsquote der in vielen 
Hochtechnologieprodukten verwendeten schweren 
und leichten Seltenen Erdmetallen, bei denen eine 
nahezu vollumfängliche Abhängigkeit bei der 
Versorgung besteht. Momentan herrschen mehrere 
limitierende Faktoren vor. Sie reichen von den noch 
anzupassenden Produktdesigns über das zu 
etablierende Sammelsystem bis hin zur 
Effizienzsteigerung des Recycling-Prozesses. Für 
einige SRM sowie für fast alle CRM, hier vor allem 
für die bei der Dauermagneten- und 
Batterieherstellung notwendigen Rohstoffe, fehlt es 
heute noch an systematischer Sammlung, 
wirtschaftlichen Anreizen und effektiven 
Abfallmanagementsystemen.  

 

durchschnittlich zehn bis fünfzehn Jahre 
beansprucht, was dem ambitionierten Ziel- und 
Zeithorizont des CRMA entgegensteht (Ebd.). Die 
vom CRMA vorgesehenen verkürzten Planungs- und 
Genehmigungsverfahren machen zudem im 
Vergleich zu den geologischen Erkundungs- und 
Projektvorbereitungsphasen nur einen Bruchteil des 
Gesamtprojektzeitraumes aus, was die Vermutung 
nahelegt, dass sich die erhoffte Zeitersparnis im 
Verhältnis als gering darstellen wird 
(Findeisen/Wernert 2023: 6).  

Mögliche Problemfelder ergeben sich auch durch die 
Wirtschaftlichkeit und die Sozial- und 
Umweltverträglichkeit neuer Projekte. 
Abbauvorhaben sind wirtschaftlich 
hochrisikobehaftet, kapitalintensiv (mindestens 500 
Millionen Euro pro Projektvorhaben) und erfordern 
eine langfristige Bindung personeller Kapazitäten. 
Sie können daher nur von einer begrenzten Anzahl 
an Großunternehmen bewältigt werden 
(Findeisen/Wernert 2023: 5-6). Hinzu kommt ein 
unsicheres Niveau der Rentabilität durch 
schwankende Energie- und Rohstoffpreise, die 
Notwendigkeit der infrastrukturellen Erschließung 
des Abbauortes sowie hohe Folgekosten durch 
Transport, Wasseraufbereitung und den Einsatz 
hochqualifizierter Arbeitskräfte. Gewonnene 
Erkenntnisse aus geologischen Erkundungen lassen 
sich außerdem nur in seltenen Fällen auf andere 
Abbauprojekte und -gebiete transferieren, da die 
geologischen Begebenheiten häufig signifikante 
Unterschiede aufweisen. Das erschwert wiederum 
Skaleneffekte und mindert die wirtschaftliche 
Attraktivität (Findeisen/Wernert 2023: 5-6). Hier 
wird es abzuwarten sein, ob der CRMA durch seine 
Finanzierungsunterstützung mittels Darlehen, 
Garantien und Eigenkapitalbeteiligungen 
ausreichend privatwirtschaftliche Investitionen 
generieren kann (Europäische Kommission 2023a: 
10).  

Ergänzt wird die Problematik um die 
zivilgesellschaftliche Ablehnung der verkürzten 
Prüf- und Genehmigungsverfahren sowie der 
Vereinfachung der Umweltzertifizierung. 
Öffentlicher Protest oder Klageverfahren können 
die Erschließung neuer Rohstoffvorkommen 
erheblich verzögern (Righetti/Rizos 2023: 71). 
Fehlerhafte Genehmigungen neuer Projekte, die 
durch überlastete Behörden und beschränkte 
Bürgerbeteiligungsverfahren entstehen können, 
machen zudem Umwelt- und 
Arbeitsrechtsverletzungen wahrscheinlicher 
(Findeisen/Wernert 2023: 6). 
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Das lässt die Rückgewinnungsbilanz in der 
Gesamtschau deutlich schlechter ausfallen 
(Righetti/Rizos 2023: 71-72). 

Ungeachtet dessen sprechen für das Erreichen der 
definierten Ziele im Recycling einige 
Positivbeispiele (Kupfer, Wolfram, Kobalt) aber 
auch die heute schon in der Breite existierenden 
Wiederaufbereitungstechnologien. Während 
manche Technologien noch in der 
Erforschungsphase sind, ist für andere eine baldige 
Marktreife zu erwarten (Ebd.). Hierunter fallen auch 
Ansätze zum „Urban Mining“, die Verwendung der 
menschengemachten Bestände an CRM-haltigen 
Materialien als Quelle zur Rohstoffgewinnung 
(Fluchs/Neligan 2023).  

 

 

Abbildung 4: Beiträge des aktuellen End-of-Life-
Recyclings ausgewählter SRM zum europäischen 
Gesamtverbrauch in Bezug auf das vom CRMA 
definierte Ziel (vor der Einigung auf 25%) (Quelle: 
Righetti/Rizos 2023: 72). 

Kurz- und mittelfristig werden Sekundärrohstoffe 
allerdings keinen ausreichenden Ersatz für 
Primärrohstoffe darstellen können. Dies liegt zum 
einem an dem rapiden Nachfragewachstum, zum 
anderen an der noch begrenzten Anzahl an 
Produkten mit verbauten CRM oder SRM im Umlauf 
(Müller et al. 2023: 7; Månberger 2023: 76). Ferner 
sind Primärrohstoffe nicht nur für die Bedienung 
des aktuellen Rohstoffbedarfs essenziell. Sie sind 
auch in der Kreislaufwirtschaft, unter anderem für 
hochqualitative Legierungen, von großer 
Bedeutung. Eine wirtschaftliche Gewinnung von 
ausreichend Sekundärrohstoffen kann somit erst 
nach einer hinreichenden Marktdurchdringung und 
der Verbreitung wettbewerbsfähiger 
Recyclingtechnologien erfolgen (Hilgers et al. 2021: 
4). Vorbehaltlich dieser Voraussetzungen kann ab 
2030 aber mit einer schnell anwachsenden 
Versorgungsquote durch Sekundärrohstoffe 
gerechnet werden. 

Im Vergleich zu den Abbau- und 
Produktionskapazitäten erscheint die Einhaltung 
der Zielvorgaben daher realistischer (Månberger 
2023: 76f).  

Diversifizierung internationaler 
Beschaffungsmärkte 

Wie bereits dargelegt, wird die EU selbst bei einer 
erfolgreichen Stärkung europäischer 
Wertschöpfungsketten weiterhin von globalen 
Rohstoffimporten abhängig bleiben. Die den 
Verordnungsvorschlag begleitende Mitteilung 
konstatiert in diesem Zusammenhang, dass die EU 
auch in Zukunft keine Selbstversorgung erreichen 
kann und nimmt daher die Bedeutung der 
Handelsbeziehungen mit Drittländern stärker in den 
Fokus (Europäische Kommission 2023c: 2). 

Ein vorgeschlagenes Instrument zur Sicherung der 
globalen Lieferketten ist die Gründung eines 
„Critical Raw Materials Club“ (CRM-Club). Die 
Kommission beabsichtigt durch die Etablierung 
dieses internationalen Forums, bestehend aus 
ressourcenreichen und ressourcenkonsumierenden 
Staaten, verlässliche, umweltfreundliche und 
resilientere Versorgungslinien zu gestalten (Ebd.: 
8). Der Club stehe „like-minded parties“ offen, die 
an einer Ausdehnung der Abbautätigkeiten, 
nachhaltigen Investitionen durch vereinfachte 
Marktzugänge, mehr Arbeits-, Sozial- und 
Umweltstandards sowie an mehr Koordination bei 
Versorgungsengpässen interessiert seien (Ebd.). 
Allerdings fehlt ein dezidierter Zeitplan oder eine 
Darlegung des näheren Vorgehens der Kommission, 
sodass eine gewisse Unklarheit bei der Umsetzung 
verbleibt (Findeisen/Wernert 2023: 7). Der 
vorgeschlagene CRM-Club kann, sollte er 
vertraglich bindende Kooperation und 
Ausfuhrquoten im Falle von Versorgungsengpässen 
vorsehen und durch privatwirtschaftliche 
Unternehmungen in ausreichendem Maße 
aufgegriffen werden, einen erheblichen Beitrag zur 
Rohstoffsicherheit leisten. Fraglich verbleibt 
hingegen, inwieweit dieses Vorgehen mit dem 
Rechtsrahmen der World Trade Organisation 
vereinbar ist, der „Präferenzvereinbarungen“ enge 
Grenzen setzt und der gemäß dem Prinzip der 
„most-favored-nation“ allen Mitgliedstaaten 
dieselben förderlichen Handelsregulierungen 
zugesteht.  
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Es ist jedoch anzunehmen, dass europäische 
Unternehmen nur dann in strategische Projekte in 
Drittländern investieren, wenn eine ausreichende 
finanzielle Förderinstrumente und hinreichend 
klare Förderkriterien vorliegen (Findeisen/Wernert 
2023: 9). Andererseits könnten weitere konkrete, 
regulatorische Vorgaben wie steuerliche 
Begünstigungen benötigt werden, die europäische 
Unternehmen zum Abbau von bewährten 
Handelsbeziehungen zu Staaten mit hoher 
Versorgungsquote und zum Aufbau neuer 
Bezugsquellen verpflichten  (Findeisen/Wernert 
2023: ebd.). Kritisch können auch die 
Umweltauswirkungen von CRM-Projekten in 
Drittländern betrachtet werden. Aufgrund der 
Warnungen vor irreversiblen Umweltschäden durch 
den Bergbau könnte die Wahrnehmung entstehen, 
die Europäische Kommission wolle die Problematik 
aus Europa in Drittstaaten verlagern (Küblböck 
2023: 15). Fraglich verbleibt auch, wie effektiv 
Drittstaaten in der Praxis von Steigerungen der 
lokalen Wertschöpfungsketten und der Schaffung 
qualifizierter Arbeitsplätze profitieren und, ob der 
verstärkte Abbau auch der Versorgungssicherheit 
vor Ort nützt (Küblböck 2023: ebd.).  

FAZIT 

Die multiplen Krisen und die „Geopolitisierung des 
Handels“ haben den europäischen Einsatz für den 
normativen und wertegeleiteten Multilateralismus 
verändert (Miró 2023: 317-319). Unter dem 
Schlagwort der strategischen Autonomie werden 
heute konkrete Vorstellungen eines über 
Politikfelder hinweg autonom agierenden Europas 
verhandelt. Kurz- und mittelfristig wird dieses Ziel 
allerdings kaum zu erreichen sein. Auf dem Weg zu 
mehr strategischer Autonomie zeichnen sich nicht 
nur Abhängigkeiten in der Verteidigungs- oder 
Energiepolitik ab, sondern auch im Rohstoffhandel. 
Wie vorangehend aufgezeigt sind einseitige 
Abhängigkeiten, vor allem gegenüber China, ein 
erhebliches Sicherheitsrisiko und ein 
entscheidender Faktor für die Umsetzung 
politischer Ambitionen. Auf zentralen 
Bezugsmärkten werden sie aber auf absehbare Zeit 
bestehen bleiben, denn zeitnah erscheint eine 
gänzlich unabhängige Versorgung der auf CRM und 
SRM angewiesenen europäischen Volkswirtschaften 
unwahrscheinlich. Vielmehr steht die Abmilderung 
des Abhängigkeitsgefälles, die Schaffung 
verlässlicher Zugänge und die Diversifizierung der 
Bezugsmärkte im Fokus (Umbach 2023: 130; Müller 
et al. 2023: 7). 

 

Zusätzlich sollen Rohstoffpartnerschaften sowie 
Handels- und Investitionsabkommen mit 
Vertragskapiteln zur Rohstoffversorgung 
abgeschlossen werden. Konkrete 
Rohstoffpartnerschaften bestehen bereits mit 
Kanada, der Ukraine, Usbekistan, Kasachstan und 
Namibia. Handelsverträge mit eigenen Kapiteln zur 
Rohstoffversorgung sind mittlerweile mit Chile, 
Mexiko, dem Vereinigten Königreich sowie 
Neuseeland finalisiert worden. Aktuell werden 
außerdem Verhandlungen mit Australien und 
Indonesien geführt (Europäische Kommission 
2023c: 9-11). Es ist allerdings unklar, inwieweit die 
Abschlüsse neuer Handelsabkommen mit 
Rohstoffkapiteln tatsächlich europäische 
Unternehmen zu mehr Investitionen in Drittstaaten 
anreizen, denn schon heute werden rund 92 Prozent 
der CRM-Importe in der EU ohne Zölle abgewickelt 
(Ebd.: 10). Als wirksam könnten sie sich jedoch in 
der Vermeidung von Ausfuhrbeschränkungen, wie 
bei dem Bezug von Nickel aus Indonesien im Jahr 
2020, erweisen (Le Mouel/Poitiers 2023: 7).  

Durch einen starken Fokus auf die Wertschöpfung 
vor Ort, eine Verbesserung der Nachhaltigkeit in den 
Abbauregionen, die Schaffung hochqualifizierter 
Arbeitsplätze und die Anhebung sozial- und 
arbeitsrechtlicher Standards sollen sich die 
Interessen beider Vertragsparteien angleichen 
(Europäische Kommission 2023c: 12; Küblböck 
2023: 14). Die Umsetzung von Projekten in 
gegenseitigem Interesse könnte ein entscheidender 
Faktor und Wettbewerbsvorteil bei der erfolgreichen 
Zusammenarbeit mit Drittländern werden, denn die 
EU konkurriert mit anderen Staaten um Zugänge zu 
Abbaustandorten. Allen voran ist hier China zu 
nennen, das partiell ebenfalls von Rohstoffimporten 
abhängig ist und daher mit größter 
Wahrscheinlichkeit Interesse an der Kooperation 
mit abbauenden Staaten hat. Dies könnte eine 
nochmalige Verschärfung des 
Wettbewerbsverhältnisses zwischen europäischen 
und chinesischen Bergbauunternehmen in 
Drittstaaten zur Folge haben (Godehardt 2023).  

Es sind allerdings Anhaltspunkte auszumachen, die 
nahe legen, dass die vorgeschlagenen Instrumente 
nicht dem Ausmaß der Herausforderung 
entsprechen. Dies liegt einerseits daran, dass nicht 
genau benannt wird, ob und wenn ja, woher die zur 
Realisierung signifikanter, kapitalintensiver 
Projekte benötigten Finanzmittel generiert werden, 
denn ein gesondertes Budget wird im Rahmen des 
CRMA nicht aufgestellt (Findeisen/Wernert 2023: 
7f). 
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Mit der Abkehr von fossilen Energieträgern 
verschwinden demnach die geopolitischen 
Machtasymmetrien nicht, sie verlagern sich. 

Der CRMA ist als ein weiterer Ausdruck der sich 
verändernden Problemwahrnehmung in Europa zu 
verstehen und fügt sich in die Bemühungen der 
Kommission um mehr (offene) strategische 
Autonomie ein. In den zentralen 
Handlungsbereichen setzt der Rechtsakt 
ambitionierte Ziele, deren Erreichung bei einer 
näheren Betrachtung allerdings strukturelle 
Limitierungen entgegenstehen. Dabei geht es wohl 
weniger um ein protektionistisches, autarkes 
Europa. Denn es ist kaum vorauszusagen, welche 
Auswirkungen ein vorschnelles „de-coupling“ auf 
die krisengeschwächten europäischen Wirtschaften 
hätte. Vielmehr ist zu beobachten, dass die EU mit 
einem „de-risking“-Ansatz versucht, ihr 
außenpolitisches Handeln mit den zentralen 
Interessen in den Feldern der Sicherheit, 
Nachhaltigkeit und Resilienz in Übereinstimmung 
zu bringen (Helwig 2023: 6). Es verbleibt somit für 
zukünftige Beiträge zu beleuchten, wie und mit 
welchen Instrumenten die EU auf mehr Autonomie 
abzielt und wie der Diskurs um mehr 
Eigenständigkeit inhaltlich geprägt wird. Um die 
Effektivität des CRMA besser einschätzen zu 
können, werden die Implementationsphase und die 
weiteren delegierten Rechtsakte abgewartet werden 
müssen. 
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